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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Marsch (Soltau-Harburg), 
Lemmrich, Erpenbeck und Genossen und der Fraktion 

der CDU/CSU 


betr. Erhöhung der Sicherheit im Straßenverkehr 
durch Mitführung eines Handfeuerlöschers in 
Personenkraftwagen 


Die Mitführung von Feuerlöschern in Kraftomnibussen ist im 
§ 35 g der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) ge- 
regelt, Für Personenkraftwagen (Pkw) mit Ausnahme gewerb- 
lich genutzter Spezialfahrzeuge sind ähnliche Bestimmungen 
bisher nicht erlassen worden. 

Die Zunahme des Straßenverkehrs und der Unfälle, die oftmals 
mit Bränden verbunden sind, lassen es geboten erscheinen, die 
Frage, ob auch Pkw einen Handfeuerlöscher mitführen müssen, 
erneut zu überprüfen. 

Der Herr Bundesminister für Verkehr hat sich bisher nicht dazu 
entschließen können, die obligatorische Ausrüstung der Pkw mit 
Feuerlöschern zu fordern, weil die Unterbringung selbst klei- 
nerer Löscher im Pkw auf erhebliche Schwierigkeiten stoße und 
weil selbst mehrere kleine Löscher wenig nutzen, wenn das 
Fahrzeug schlagartig in Flammen steht. Außerdem ließe sich bei 
der großen Zahl der Pkw und Kombi-Wagen kaum überwachen, 
ob die Löscher in gebrauchsfähigem Zustand seien (vgl. Antwort 
des Herrn Bundesministers für Verkehr auf Frage 96 der Druck- 
sache V/3574). 

Inzwischen ist die Mitführung von Handfeuerlöschern in Pkw 
in anderen Gebieten angeordnet worden. Die Schwierigkeiten 
der Unterbringung sind dort gelöst worden. Es dürfte u. E. ohne 
Behinderung der Insassen möglich sein, DIN-Löscher der Größe I 
(Löschmittelinhalt 1 kg Pulver) in jedem Pkw gut unterzu- 
bringen. Weitgehend gilt dies auch für Pulverlöscher mit 2 kg 
Inhalt. Zahlreiche Beobachtungen zeigen darüber hinaus, daß 
oftmals eine schleichende und nicht eine schlagartige Brandent- 
wicklung bei Kfz-Unfällen eintritt. Diese Brandfälle können 
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auch mit kleineren Löschgeräten bekämpft werden, insbeson- 
dere wenn mehrere von ihnen zur Stelle sind. Dies dürfte bei 
der starken Dichte des Verkehrs regelmäßig der Fall sein. 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Überwachung der Gebrauchs- 
fähigkeit sind gewiß vorhanden. Dies gilt aber auch in bezug auf 
die Überwachung der Durchführung anderer gesetzlicher Maß- 
nahmen. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Hat die Bundesregierung ermittelt, wieviel Straßenverkehrs- 
unfälle zu Bränden führten, wie viele Menschen hierbei zu 
Schaden kamen und welcher Sachschaden hierdurch ent- 
standen ist? 

2. Sind von der Bundesregierung Feststellungen oder Schät- 
zungen getroffen worden, in welchem Ausmaß die Folgen 
von Straßenverkehrsunfällen gemildert worden wären, wenn 
Handfeuerlöschgeräte zur Verfügung gestanden hätten? 

3. Wo außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ist die Mit- 
führung eines Handfeuerlöschers in Pkw und Kombi-Wagen 
obligatorisch? 

4. Ist die Bundesregierung bereit, diese Frage in der Euro- 
päischen Konferenz der Verkehrsminister (CEMT) zu erör- 
tern und festzustellen, welche Absichten die Mitgliedsländer 
der Konferenz haben? 

5. Ist die Bundesregierung bereit, die bisherige Haltung in die- 
ser Frage zu überprüfen, wenn dies durch die Ergebnisse der 
Ermittlungen zu den Fragen 1 bis 4 gerechtfertigt erscheint? 
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